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Fanpost erhält man in der Politik 
eher selten – ich zumindest. Fanpost 
der anderen Art bekam ich kürzlich, 
gleich in doppelter Ausführung. 
Anlässlich der letzten Session habe 

ich eine Motion eingereicht unter dem 
Titel «Vielsprachigkeit der Schweiz 
und die Weltsprache Englisch optimal 
nutzen». Meine Forderung: Die SRG 
soll künftig Eigenproduktionen in den 
vier Landessprachen sowie eingekaufte 
englischsprachige Fernsehfilme und 
-serien in der Regel in Originalsprache 
mit Untertiteln (anstatt synchronisiert) 
ausstrahlen. Ich bitte den Bundesrat, 
dafür die Rechtsgrundlagen oder 
allenfalls die Konzession anzupassen. 
Innert kürzester Zeit habe ich aus 
sämtlichen politischen Parteien Nati-
onalrätinnen und –räte gefunden, die 
mein Anliegen mitunterzeichnet haben.

Mit meiner Motion möchte ich, dass 
wir eben viel mehr noch vom Engli-
schen und unseren Landessprachen 
profitieren. Sprachen  werden vor 
allem in der Schule, durch längere 
Sprachaufenthalte – und durch den 
Konsum fremdsprachiger Medienpro-
dukte gelernt. Im Gegensatz zu den 
skandinavischen Ländern werden in 
der Schweiz fast alle Produktionen 
synchronisiert. Der Anteil der fremd-
sprachigen Angebote im Fernsehen 
ist gering. Unser Land gehört wie 
Deutschland, Frankreich, Italien 
oder Österreich zu den «Synchronisa-
tionsländern», in denen die meisten 
Sendungen synchronisiert werden. 
In Ländern, in denen besonders gut 
Englisch gesprochen wird wie den Nie-
derlanden, in Dänemark, Finnland, 
Norwegen, Schweden und Estland 
wird der Untertitelung der Vorzug 
gegeben. In diesen Ländern werden 
die TV-Produktionen immer in der 
Originalversion ausgestrahlt. Wer der 
Originalsprache nicht mächtig ist, 
liest gleichzeitig die eingeblendeten Un-
tertitel in der jeweiligen Landesspra-
che. Mit anderen Worten: Diese Länder 
nutzen die TV-Produktionen quasi als 
Fremdsprachenunterricht – indirekt 
und wirkungsvoll. Ein weiterer Vor-
teil: Die Ausstrahlung der Medien in 
der Originalsprache ist kostengünstig. 
Die Sendungen stehen ja schon in der 

Originalsprache bereit. Die Unterti-
telung ist deutlich preisgünstiger als 
eine Synchronisation. Der Verzicht 
darauf  ist ein einfaches, effizientes 
und probates Mittel, die allgemeine 
Fremdsprachenkompetenz zu fördern 
und zu erhöhen.

Auf  diese Motion habe ich zahlreiche 
Reaktionen gekriegt  – sehr positive 
und sehr negative. Ein Regierungs-
rat und Bildungsdirektor aus einem 
nordöstlichen Kanton hat mir ge-
schrieben, ich hätte dafür seine volle 
Unterstützung. Er sei oft in Dänemark 
und kenne das sehr gut. Schon die 
Kinder lernten beim Micky Mouse 
schauen über das Sprachbad Englisch.  
Auch ein Sprachforscher aus Zürich 
hat mich kontaktiert, der in Österreich 
momentan mit einer Studie zu einem 
ähnlichen Thema beauftragt ist. Er 
sei höchst interessiert an meiner Idee. 
Nicht gleichermassen begeistert war 
der Herr, der mich des «Wahnsinns» be-
zeichnete oder die Dame, die verlauten 
liess: «Also Frau irgendwie… zuerst 
überlegen und dann schwafeln. Aber 
das scheint nicht ihre Stärke zu sein». 
Den Vogel abgeschossen hat aber jener 
Postkartenschreiber, dem ich folgende 
Worte verdanke: «Wenn eine National-
rätin sich dafür einsetzt, englischspra-
chige Filme nur noch mit Untertiteln 
zu bringen, dann ist sie erstens eine 

hochnäsige alte Schachtel, die auf  jung 
macht; zweitens eine NR, die wirkliche 
Probleme im Land nicht sieht und 
drittens diskriminiert sie alle nicht 
Englisch sprechenden Menschen, alt 
wie jung. Kurz: Sie sind zum Kotzen».

Grundsätzlich schätze ich es, wenn 
Menschen, die mit meiner Politik nicht 
einverstanden sind, sich bei mir mel-
den. Ich versuche auch, sämtliche Zu-
schriften zu beantworten. Da der Post-
kartenschreiber seinen Text aber nicht 
unterzeichnet hatte, konnte ich nicht 
darauf  reagieren. Vielmehr erhielt ich 
ein paar Tage später eine zweite ano-
nyme Postkarte mit ähnlichem Inhalt, 
den ich Ihnen hier nicht auch noch zu-
muten möchte. Der Poststempel zeigte 
in beiden Fällen Kriens. Wer weiss, der 
«Willisauer Bote» wird ja im ganzen 
Kanton gelesen. Vielleicht erreicht ihn 
(das nehme ich nun einfach einmal an) 
meine Antwort nun doch. 

Auf  den ersten Punkt mag ich nicht 
eingehen. Was den zweiten Punkt 
betrifft, da hat der Schreiberling nicht 
ganz unrecht. Ein wirkliches Prob-
lem ist mein Anliegen nicht. Absolut 
dringend ist aber z. B. die Sanierung 
unserer AHV, damit auch künftig die 
Renten gesichert sind. Ebenso essenzi-
ell ist es, dass nach dem Scheitern der 
Unternehmenssteuerreform III nun 

die Steuervorlage 17 erfolgreich über 
die Bühne geht. Unsere Unternehmen 
brauchen Rechtssicherheit und gute 
Rahmenbedingungen. Sollte es zur Ab-
stimmung kommen, werde ich mich mit 
Leib und Seele für die STAF, die Steu-
erreform und die AHV-Finanzierung, 
einsetzen. Zurück zu meinem Vorstoss 
zur Vielsprachigkeit: Für mich wäre 
der Verzicht auf  die Synchronisation – 
und damit komme ich zu drittens – eine 
Investition in die Zukunft unserer Kin-
der, die ganz natürlich an die Fremd-
sprachen herangeführt würden. Selbst 
wenn sie noch keine Fremdsprachen 
verstehen, haben kleine Kinder ein 
enormes Sprachverständnis und lernen 
viel schneller, je jünger sie sind. Dass 
aber gerade ältere Menschen, die eben 
nie Gelegenheit hatten, Fremdspra-
chen zu lernen, mit meiner Idee nichts 
anfangen können, kann ich nachvoll-
ziehen. Auch mein Jüngster, der mit 
der französischen Sprache eher auf  
Kriegsfuss steht, meinte nur trocken: 
«Also mich holst du damit nicht ab. Ich 
wär' dagegen…» 

In sehr vielen Fragen kann man 
getrost geteilter Meinung sein. Wichtig 
dabei scheint mir, dass der Ton ad-
äquat bleibt. Ich bemühe mich darum 
und beantworte gerne konstruktiv-kri-
tische Rückmeldungen. Ich freue mich, 
von Ihnen zu hören. 

Fanpost

Andrea Gmür
CVP, Luzern

BRIEF

aus dem Nationalrat

Nein zur Zersiedelungsinitiative
Die Zersiedelung und der Kulturland-
verlust sind Themen, die aufgrund 
der Kleinräumigkeit der Schweiz be-
rechtigterweise streng geregelt wer-
den müssen. Mit dem vom Bund ge-
nehmigten Richtplan hat der Kanton 
Luzern bereits eine strenge und auch 
sehr einschränkende Regelung für die 
Einzonung von Bauland. Schon mit der 
heutigen Gesetzgebung drohen Auszo-
nungen. Auch ausserhalb der Bauzone 
ist die Gesetzgebung sehr restriktiv 
und Fruchtfolgeflächen können nur 
überbaut werden, wenn sie kompen-
siert werden (Aufwertung von minder-
wertigen Böden zu Fruchtfolgeflächen). 
So haben wir im Kanton Luzern den un-
bedingt nötigen, wenn auch minimalen 
Spielraum.

Die Zersiedelungsinitiative setzt 
auf  die Karte Nulltoleranz. Es dürften 
überhaupt keine neuen Flächen mehr 
eingezont werden. Nur im Abtausch 
wären Ein- und Auszonungen noch 
möglich. Gemeinden, die grosszügig 
eingezont haben, wären also im Vorteil 
gegenüber denen, die schon jetzt mit 
der Ressource Kulturland haushälte-
risch umgegangen sind. Dies ist höchst 
ungerecht. Auch die Wirtschaft würde 
durch diese radikale Initiative grossen 
Schaden nehmen, weil auch ihre Bautä-
tigkeit zu stark eingeschränkt würde. 
Darum stimme ich Nein zur Zersiede-
lungsinitiative. 

Hanspeter Bucheli.
Kantonsrat CVP, Ruswil

LESERBRIEFE

Sessionsrückblick der SVP:     
Die Europapolitik stand im Zentrum
WAUWIL Der Sessionsrück-
blick der SVP in Wauwil 
stand im Zeichen der Europa-
politik. Was momentan auf  
dem Schreibtisch zwischen 
der Schweiz und der EU 
liege, habe Zündstoff. 

«Auch wenn das Parlament im Nati-
onalrat einer bürgerlichen Mehrheit 
unterstellt ist, nützt das alleine nicht 
viel», sagte Nationalrat Felix Müri bei 
seiner Vorstellung des Bundeshaus-All-
tags. Solange der Ständerat Mitte-links 
ausgerichtet bleibe, würden national-
rätliche Beschlüsse leider oft zurück-
gewiesen. Erst wenn sich die beiden 
Kammern einig sind, wird ein Geschäft 
umgesetzt. Darum sei es enorm wich-
tig, dass die SVP im Ständerat Sitze ge-
winnt, erklärte Müri die Machtverhält-
nisse von Bern. 

Wer Zeit findet, soll den Rahmen-
vertrag lesen. Er habe sich dies über 
die Feiertage angetan, eröffnete Franz 
Grüter das eigentliche Thema. Und es 
sei klar, dass die Schweiz, sollte dieser 

Vertrag unterzeichnet werden, ihre Ei-
genständigkeit verlieren werde. Man 
könne es kurz erklären, fasste Grüter 
zusammen: «Die Schweiz soll zahlen 
und den Mund halten.» So einen Ver-
trag dürfe man nie unterschreiben, 
wenn man die Schweiz in ihrer Eigen-
ständigkeit schätze. Es gehe bei diesem 
Vertrag auch um die Auflösung von 
Lohnschutz bis hin zur europäischen 
Lohngleichheit. Die Gewerkschaften 
seien momentan noch Verbündete, ob 
das nach den Wahlen noch so ist, zwei-
felt Grüter an.

Unverständlich sei für ihn auch 
diese Kohäsionsmilliarde oder auch 
Ostmilliarde genannt, welche der Staat 
ohne Bedingungen verschenken wolle. 
Es sei hier anzumerken, dass gerade 
der Osten ein Wirtschaftswachstum 
von vier Prozent geniesse, weiss Un-
ternehmer Grüter. Diese Themen wie 
Rahmenabkommen, UNO-Migrations-
pakt und Kohäsionsmilliarde würden 
bis zu den herbstlichen Wahlen wohl 
keiner Entscheidungsfindung unter-
stellt. «Vor den Wahlen will man sich 
nicht unnötig die Finger verbrennen», 
so Grüter.  

Kritik am CO2-Gesetz
Anhand dem CO₂-Gesetz zeigte Felix 
Müri auf, was alles versprochen und 
nicht eingehalten werde. «Wurde dem 
Stimmbürger vor der Abstimmung zum 
Energiegesetz noch gesagt, dass diese 
Energiestrategie pro Kopf  nur 40 Fran-
ken kostet, sind wir nun schon bald 
auf  2000 Franken», so Müri. Die FDP 
habe im Nationalrat das CO₂-Gesetz 
zwar auch abgelehnt, hoffe aber auf  
den Ständerat. Nach den Wahlen werde 
dieses Geschäft in der Kleinen Kammer 
behandelt und wohl wieder zurückge-
wiesen. 

Die Post muss nun bis spätestens 
12.30 Uhr alles in den Briefkästen ver-
teilt haben und der Wehrmann könne 
sich freuen, dass er sein persönliches 
«Dienstbüechli» auf  seinem Handy he-
runterladen kann. «Themen, welche 
nicht gerade die Schweiz retten, aber 
halt auch in Bern behandelt sein müs-
sen», so Müri.

Es gehe der Schweiz gut, meinten 
die Referenten Müri und Grüter. Aber 
wenn man sehe, was im Hintergrund 
für Verträge bereitliegen, erlaube man 
sich, den Mahnfinger zu erheben.  rs/WB

Die Nationalräte Franz Grüter (links) und Felix Müri (rechts) flankieren die anwesenden SVP-Kantonsratskandidaten 
aus dem Wahlkreis Willisau. Foto zvg

Kanton beteiligt sich    
an Beschaffung von Löschboot
VIERWALDSTÄTTERSEE Der 
Kanton Luzern beteiligt sich 
am Kauf  eines neuen Lösch- 
und Rettungsboots für die 
Feuerwehr der Stadt Luzern. 
Er steuert maximal 340 000 
Franken bei, um das bestehen-
de 25-jährige Boot zu ersetzen.

Der Regierungsrat habe eine entspre-
chende Kostenbeteiligung gesprochen, 
teilte die Staatskanzlei am Donnerstag 
mit. Dabei handle es sich um 50 Prozent 
der ausgewiesenen Kosten von maxi-
mal 680 000 Franken. Das Lösch- und 
Rettungsboot leiste einen wichtigen 
Beitrag zur Sicherheit auf  dem Vier-
waldstättersee.

Es diene hauptsächlich der Bekämp-
fung von Schiffs- und Bootsbränden, 
Personenrettungen, der Beseitigung 
von Öl- und Treibstoffverschmutzun-
gen sowie Hilfeleistungen bei Sturm-
schäden. Der Kostenteiler sieht vor, 
dass das Justiz- und Sicherheitsdepar-
tement 40 Prozent und das Bau-, Um-
welt und Wirtschaftsdepartement 10 
Prozent des kantonalen Anteils tragen.

Die restlichen Kosten verteilen sich 
auf  die Feuerwehr der Stadt Luzern mit 

40 Prozent sowie auf  die Gebäudeversi-
cherung Luzern mit 10 Prozent. Die Be-
schaffung basiere auf  einer vertieften 
Analyse von Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten im Ölwehr-, Lösch- und Ret-
tungsbereich. sda

Sieben Instrukto-
ren brevetiert
FEUERWEHR Das Gesetz über den 
Feuerschutz des Kantons Luzern 
erteilt der Gebäudeversicherung 
Luzern den Auftrag, die Feuer-
wehren in der Aus- und Weiter-
bildung ihrer Feuerwehrangehö-
rigen zu unterstützen. Nach einer 
einjährigen Ausbildungszeit wur-
den am 9. Januar 2019 im Rathaus 
Sursee sieben neue Instruktoren 
breve tiert: Hptm Aregger Peter, 
Wolhusen; Hptm De Cristofano 
Domenico, Luzern; Hptm Küch-
ler Beat, Meggen; Hptm Kümin 
Michael, Emmen; Hptm Reinhard 
Matthias, Luzern; Hptm Stoll 
Reto, Pfeffikon, und Hptm Stutz 
Raphael, Aesch. pd


